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Antrag (Entschließung) der Fraktion DIE LINKE

10 Jahre Hartz-Kommission – 10 Jahre Armut per Gesetz

Am 22. Februar 2002 setzte die Bundesregierung die sogenannte Hartz-Kommis-
sion ein. In der zwölfköpfigen Kommission (elf Männer, eine Frau) saßen Vertreter
von Daimler, Deutsche Bank, VW und BASF, Unternehmensberatungen (Berger,
McKinsey), Politiker, zwei Gewerkschafter/-innen. Den Vorsitz hatte Peter Hartz, Vor-
standsmitglied von VW, fünf Jahre später wegen Bestechungs-Bonuszahlungen bei
VW verurteilt.

Mit der Einsetzung der Hartz-Kommission heute vor zehn Jahren begann ein tief-
greifender Umbau und Abbau des Sozialstaats und der Arbeitsverfassung. Die Ab-
schaffung der Arbeitslosenhilfe und die Einführung eines Niedriglohnsektors waren
von vornherein das Ziel. Dem von der Kommission am 16. August 2002 vorgelegten
Bericht folgte am 22. August 2002 der Beschluss der Bundesregierung zur Umset-
zung des Hartz-Konzepts. Ende 2002 und 2003 wurden die Hartz-Gesetze beschlos-
sen. Zuständiger Bundesminister war Wolfgang Clement, ab Oktober 2002 Minister
für Wirtschaft und Arbeit. Clement verteidigte 2005 in der Broschüre „Vorrang für
die Anständigen – gegen Missbrauch, Abzocke und Selbstbedienung“ die Hartz-
Gesetze und beschimpfte Erwerbslose als „Trittbrettfahrer“.

Sozialverbände, Sozialwissenschaftler/-innen und Betroffene haben immer wieder
herausgearbeitet, dass die Hartz-Gesetze zu einer massiven Ausweitung von Armut
geführt haben und dass immer mehr Menschen heute im Niedriglohnsektor arbei-
ten. Studien der Arbeitnehmerkammer und der Lebenslagen-Bericht des Senats ha-
ben auch für Bremen und Bremerhaven gezeigt, dass die soziale Spaltung seit der
Einführung von Hartz IV zugenommen hat. Gleichzeitig hat sich die Zahl der Mil-
lionäre im Land Bremen verdoppelt. Das Bundesverfassungsgericht hat 2010 fest-
gestellt, dass die Regelsätze in verfassungswidriger Weise willkürlich sind. Die Re-
aktion der Politik war die Erhöhung der Regelsätze um 5 ‡.

Hartz IV ist Armut per Gesetz. Hartz-IV-Empfänger/-innen sind Armut und Willkür
ausgesetzt, müssen sich schikanieren lassen und ständig Leistungskürzungen be-
fürchten. Zehn Jahre Hartz-Prozess sind genug!

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Die Bürgerschaft (Landtag) stellt fest, dass die Hartz-Gesetze maßgeblich zur
Zuspitzung von Armut und sozialer Spaltung und zur Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors im Land Bremen beigetragen haben. Die Aufhebung der Beschränkun-
gen für Leiharbeit (Hartz I), die Einführung der Minijobs (Hartz II) und die Abschaf-
fung der Arbeitslosenhilfe (Hartz IV) haben dazu geführt, dass die Situation von Be-
schäftigten und Erwerbslosen in dramatischer Weise sozial ungesicherter geworden
ist. Die Bürgerschaft (Landtag) spricht sich dafür aus, diese Entwicklung endlich
umzukehren: Zehn Jahre Hartz-Prozess sind genug!
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